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Cristina K. angeklagt
Korruptionsprozess gegen ehemalige Präsidentin
Cristina hat immer noch viele Anhänger in Argentinien. (Archivbild)
Buenos Aires (AT/jea) - Die frühere Präsidentin Cristina Elisabet Fernández Wilhelm de Kirchner, wie sie mit vollem Namen heißt, ist am Dienstag wegen Korruption angeklagt worden. Bundesrichter Julián Ercolini hat ermittelt, dass sie einer kriminellen Vereinigung („asociación ilícita“) angehörte, zusammen mit ehemaligen hohen Beamten und ihrem Partner Lázaro Báez, um sich öffentliche Gelder anzueignen, die für Staatsbauten in Santa Cruz bestimmt waren. Dabei verfügte der Richter auch eine Vermögensbeschlagnahme von $ 10 Milliarden, ein anormal hoher Betrag, der auf den Umfang der Manöver hinweist.
Der Richter hat ermittelt, dass die 52 Bauobjekte, die den Unternehmen von Báez zugeschlagen worden sind, einen gegenwärtigen Wert von 3 Milliarden Dollar haben, wobei Überpreise von durchschnittlich 15% festgestellt worden seien, was 450 Millionen Dollar ergibt.
Ercolini hat auch folgende ehemalige Spitzenfunktionäre angeklagt: Planungsminister Julio de Vido, José López, Staatssekretär für öffentliche Bauten, den Direktor des Straßenbauamtes „Vialidad Nacional“ Guillermo Periotti und auch den Vetter des ehemaligen Präsidenten, Carlos Santiago Kirchner, der hier mitgewirkt hat. Andere hohe Beamte, wie Abel Fatala, wurden ausgeschlossen, weil sie im schlimmsten Fall nur Befehle ausgeführt haben.
Das Strafmaß für die Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung und Betrug am Staat liegt bei 10 Jahren Haft. Dennoch hat der Richter keine Untersuchungshaft verfügt, weil bei Kirchner keine Fluchtgefahr besteht, wobei auch der Umstand berücksichtigt wurde, dass sie bisher noch nicht straffällig geworden ist. Zudem hat sie Vorladungen des Gerichts immer Folge geleistet.
Dieser Prozess kommt jetzt zu dem hinzu, den Richter Claudio Bonadío wegen „untreuer Verwaltung“ im Fall des Verkaufs von Dollar auf Termin zu einem anormal niedrigen Preise verfügt hat. Jetzt hat Richter Ercolini auch ermittelt, dass Báez an Cristina Kirchner zwischen 2009 und 2013 insgesamt 20,7 Millionen Pesos übertragen hat. Im Urteil ist die Rede von einem verbrecherischen Plan, der sich auf drei Regierungsperioden von insgesamt 12 Jahren erstreckt, der von der Präsidentschaft bestimmt und geleitet wurde, mit dem Zweck, sich auf illegale Weise Mittel anzueignen, die für den Straßenbau in der Provinz Santa Cruz bestimmt waren.
Das Justizverfahren wurde durch eine Klage des Direktors des Straßenbauamtes „Vialidad Nacional“, Javier Iguacel, unter der Macri-Regierung eingeleitet, die darauf hinweist, dass die Kirchners dem Unternehmer Lázaro Báez 52 Straßenbauten für 46 Milliarden Pesos (zu heutigen Werten) zugeteilt haben.
Der Richter stützt sich auf eine Untersuchung der Staatsanwälte Gerardo Pollicita und Ignacio Mahiques. Das Urteil umfasst 800 Seiten, von denen sich 600 auf die Beweise beziehen, die gegen Cristina K. und die Mitglieder der illegalen Vereinigung bestehen. Beamte des Straßenbauamtes wiesen dabei auf befohlene Zuteilungen, vorzeitige Zahlung, und Ausbleiben von Kontrollen hin. Die Beweislast ist so schwerwiegend, detailliert und umfassend, dass man damit rechnen muss, dass Cristina Kirchner schließlich verurteilt wird.
Argentinien
Der Richterrat wird aktiv
Jahrelange Pattsituation überwunden
Buenos Aires (AT/jea) - Der durch die Verfassungsreform von 1994 geschaffene Richterrat, der sich konkret mit der Empfehlung von neu zu ernennenden Richtern und der Absetzung von amtierenden befassen soll, hat in der Vorwoche seinen neuen Vorstand gewählt. Den Vorsitz übt jetzt Adriana Donato aus, die aus dem Anwaltskollegium der Bundeshauptstadt stammt und zur Regierungspartei Pro gehört. Der Rat setzt sich aus drei Richtern, drei Senatoren, drei Deputierten, zwei Vertretern der Anwältsverbände, einem Vertreter der Regierung und einem der nationalen Universitäten zusammen. Die Mitglieder werden jeweils von ihren Kollegen gewählt.
Unter den Kirchner-Regierungen wurde einmal die Zusammensetzung des Richterrates so geändert, dass die Regierung direkt und über ihre Parlamentarier eine Mehrheit erhielt Dennoch kam es zu einer, Pattsituation, bei der niemand über Richterkandidaturen und -absetzungen entscheiden konnte. Dadurch wurde ein weiterer politischer Vorstoß der Kirchners bei der Justiz verhindert, aber der Richterrat faktisch stillgelegt.
Nach dem Regierungswechsel vom 10. Dezember 2015 brachte die Regierungskoalition Cambiemos eine knappe Mehrheit zusammen. Es fehlt ihr jedoch eine Stimme für die spezielle Mehrheit, die für die Absetzung von Richtern notwendig ist. Das hat dazu geführt, dass die Regierung bisher die Richter nicht absetzen konnte, die z.B. die Kirchners und ihre Kumpanen bei Korruptionsprozessen geschützt haben, u.a indem sie die Klagen jahrelang liegen ließen. Allein dies stellt einen Verstoß gegen die Rechtsordnung dar, die Fristen für die Verfahren vorsieht. Das kann sich jetzt ändern, da die Ratsmitglieder, die die kirchneristische Parlamentsfraktion “Front für den Sieg” vertreten, nicht unbedingt zu Cristina Kirchner halten, vor allem wenn es um grobe Korruption geht, mit der sie begreiflicherweise nichts zu tun haben wollen. Aber es gibt auch andere Fälle, in denen die Richter die gesetzlich vorgesehenen Fristen nicht eingehalten haben. So besteht für Untersuchungshaft eine Frist von bis zu 3 Jahren, die in keinem Fall verlängert werden kann. Dennoch besteht in vielen Fällen eine viel längere Untersuchungshaft.
Vor sechs Monaten hat der Richterrat beschlossen, eine Untersuchung über die bei verschiedenen Gerichten laufenden Korruptionsverfahren durchzuführen. Ein erster Bericht ist fertig und wurde dem Rat vorgelegt. Im Mai soll der Bericht veröffentlicht werden, aber eventuell mit Geheimhaltung von Namen von Personen, die bei Korruptionsaffären erwähnt werden, aber deren Beteiligung nicht feststeht. Für mehrere Richter dürfte dies peinlich werden.
Ebenfalls muss der Richterrat jetzt die Kandidaten für die Besetzung der Richterposten aufstellen, wobei die Regierung dann einen wählt, dem der Senat zustimmen muss. Es gibt viele freie Richterposten, eben wegen der Pattsituation im Richterrat, die jahrelang bis Dezember 2015 andauerte. Die neuen Richter müssen jetzt auch die Gewinnsteuer zahlen, und das ist gut so, auch wenn sie dabei netto viel weniger verdienen als ihre vorher ernannten Kollegen. Dennoch sind die Richtergehälter heute hoch genug, um auch bei Abzug der Gewinnsteuer für Anwälte anziehend zu sein.
Argentinien
67 Verletzte an Weihnachten
Buenos Aires (AT/SF) - Knallende Korken, aber vor allem die in Argentinien schon in der Weihnachtsnacht üblichen Feuerwerke waren in diesem Jahr allein in der Bundeshauptstadt für 67 zum Teil schwere Verbrennungen und Augenverletzungen verantwortlich. Das meldeten die Notaufnahmen der zwei größten Augenkliniken der Stadt. Immerhin war damit ein leichter Rückgang im Vergleich zum Vorjahr zu verzeichnen, als 74 Unfälle registriert wurden. 60 Prozent der Behandelten waren Kinder oder Jugendliche unter 15 Jahren.
„Besonders bei dieser gefährdeten Gruppe ist die Zahl der Verletzten seit 2010 leider gleich geblieben“, sagte die Oberärztin der Notaufnahme der Augenklinik Santa Lucía, Carola Béccar Varela. Und das trotz der verstärkten Aufklärungskampagnen des Gesundheitsmisteriums der Stadtregierung, und vermehrten Aufrufe, auf Feuerwerke zu verzichten.
Meinung
Wahljahr 2017
Parteipolitiker bereiten sich für das kommende Jahr vor. Nach den üblichen Sommerferien, während denen zahlreiche Politiker sich in besuchten Ferienorten melden und gegebenenfalls vorzeitig Stimmen sammeln, beginnt das eigentliche Wahljahr.
Zunächst müssen sich Kandidaten in jeder Partei melden. Es geht dabei um Wahlämter im nationalen Kongress, die Hälfte der Deputiertenkammer und ein Drittel der Senatoren, ferner um die Provinzparlamente und schließlich um die Gemeinderäte, wo zahlreiche Politiker ihre Laufbahn beginnen.
Die nächstjährigen Wahlen finden zunächst im August statt, wo jede Partei ihre Kandidaten vorstellen muss, damit die wahlberechtigten Bürger/innen in den sogenannten PASO-Wahlen („Primarias Abiertas, Simultáneas y Obligatorias“) die Kandidaten küren. An diesen Wahlen beteiligen sich alle wahlberechtigten Bürger/innen, gleich ob sie Mitglieder der betreffenden Partei, parteilose wahlberechtigte Bürger/innen sind. Auch Mitglieder anderer Parteien dürfen in jeder Partei mitwirken, was reichlich absurd ist. Parteiinterne Wahlen sind Parteisache, nicht per Gesetz vorgeschriebene Wahlen. Jede Partei sollte dafür sorgen, dass nur ihre eigenen Mitglieder wählen, nicht andere, die der Partei nicht zugehören oder allenfalls Mitglieder anderer Parteien sind, die vermeiden wollen, dass zugkräftige Kandidaten gekürt werden, die in landesweiten Wahlen gegen ihre eigenen Kandidaten um jede Stimme werben. Die oben erwähnten PASO-Wahlen sollten per Gesetz außer Kraft gesetzt werden, damit vermieden wird, dass parteifremde Politiker mitmischen.
Der nächstjährige Wahlkalender sieht PASO-Wahlen im August und allgemeine parteiinterne Wahlen im Oktober vor. Insofern darf erwartet werden, dass Parteipolitiker sich nach den Sommerferien intensiv um Stimmen für die beiden Wahlen im August und Oktober kümmern werden. Das bedeutet in der Folge, dass sie dauernd Stellung für Tagesthemen der Politik nehmen müssen.
Präsident Mauricio Macri bewirbt sich in den parteiinternen Wahlen außerhalb seiner eigenen PRO-Partei und seiner Koalition, genannt „Cambiemos“ (Verändern wir) nächstes Jahr um kein Wahlamt, anders als die Präsidentschaftswahlen von 2019, für er gegebenenfalls entscheiden muss, ob er sich zu einer Wiederwahl in Folge als Kandidat stellt, wie es die Verfassungsreform von 1994 vorsieht. Für den Präsidenten und seine Verbündeten geht es 2017 hauptsächlich darum, mehr Vertreter als bisher in die Parlamentskammern zu bringen. Derzeit ist die Regierungspartei auf Verhandlungen mit Vertretern anderer Parteien angewiesen, um Mehrheiten für die Regierungsprojekte zu gewinnen. Das ist Macri 2016 mehrmals gelungen, wiewohl die Opposition sein Lieblingsprojekt der Wahlreform ablehnte, wie sie 2015 erfolgreich in der Bundeshauptstadt Buenos Aires eingeführt wurde. wo seine Partei mit Regierungschef Horacio Rodríguez Larreta regiert, und in Salta, wo die justizialistische Gerechtigkeitspartei mit Gouverneur Juan Manuel Urtubey amtiert.
Für erfolgreiche Wahlergebnisse im kommenden Jahr müsste es Macri gelingen, den längst erwarteten Wirtschaftsaufschwung zu erreichen, der ihm bisher verwehrt wurde. Wenn es den Menschen gut geht, wird das auch politisch honoriert.
Meinung
Israelische Reflexe
Von Stefan Kuhn
Es gibt einige diplomatische Tabus, die sind so widersinnig, dass man sie eigentlich ständig brechen müsste. So riskiert jeder Staat Ärger mit China, wenn er den Dalai Lama offiziell empfängt. Der Dalai Lama war Tibets religiöses und politisches Oberhaupt, bevor das Land als „Autonomes Gebiet“ in die Volksrepublik China eingegliedert wurde. Für Peking stellte der Dalai Lama nie eine ernsthafte politische Gefahr dar. Er hat sich selbst nach seiner Flucht aus Tibet 1959 stets für mehr Autonomie Tibets innerhalb der Volksrepublik eingesetzt und nicht für die Unabhängigkeit des Landes. Vor fünf Jahren trat er von seinen politischen (Exil-) Ämtern zurück. Dass China immer noch harsch reagiert, wenn es um den Dalai Lama geht, ist eine Großmacht-Allüre. Je weniger sie akzeptiert wird, desto schneller verschwindet sie.
Auch in der Türkei gibt es regelmäßig einen kollektiven Aufschrei, wenn irgendwo der Völkermord an den Armeniern erwähnt wird. Diplomatische Beziehungen werden heruntergefahren, Politiker ausgeladen und Gespräche verschoben. Dabei ist der Genozid an den Armeniern eine historische Tatsache, die auch dann nicht verschwindet, wenn man sie ein Jahrhundert lang leugnet. Es gibt zwar plausible Argumente für einen vorsichtigen Umgang mit diesem Teil der türkischen Geschichte, aber im Grunde genommen ist das Augenwischerei. Das zarte Pflänzchen Aussöhnung mit Armenien hat keine Wachstumschance ohne ein klares Bekenntnis zu dieser historischen Schuld.
Ein ebenfalls heißes Eisen ist die israelische Siedlungspolitik. In der vergangenen Woche wurde sie in einer Resolution des UN-Sicherheitsrats verurteilt. Die Veto-Macht USA hatte sich erstmals der Stimme enthalten. Ein böses Abschiedsgeschenk des scheidenden US-Präsidenten Barack Obama an den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu. Es war mehr ein symbolischer Akt, denn Obamas Nachfolger Donald Trump will die Entscheidung wieder rückgängig machen. Das kann er zwar nicht, aber er kann sie ignorieren, und das dürfte nicht weniger effektiv sein.
Man kann Obama verstehen, denn Netanjahu hat ihn jahrelang an der Nase herumgeführt und immer wieder brüskiert. Der israelische Premier hat Siedlungsstopps versprochen, es wurde dennoch weitergebaut. Dabei ist klar, dass ein Stopp die Grundvoraussetzung für Friedensverhandlungen ist. Man kann keine Verhandlungen führen, wenn der Status quo ständig verändert wird. Seit dem Osloer Friedensabkommen von 1993, als den Palästinensern autonome Gebiete zugestanden wurden, hat sich die Zahl der Siedler im Westjordanland (ohne Ostjerusalem) mehr als verdoppelt. Inzwischen leben fast 300.000 Israelis in dem Gebiet. Die Zahl der Palästinenser wird auf etwa zwei Millionen geschätzt.
Völkerrechtlich sind die Siedlungen illegal. Sie liegen auf besetztem Gebiet und sind international nicht anerkannt. Vor einem Jahr hat die EU beschlossen, eine Kennzeichnungspflicht für Produkte aus israelischen Siedlungen einzuführen. Die Siedlungen sind aber auch eine Realität. Im Gegensatz zu den Räumungen von Siedlungen auf der bis in die 1970er-Jahre besetzten Sinai-Halbinsel und dem palästinensischen Autonomiegebiet Gazastreifen, ist es politisch und logistisch unmöglich, die Siedlungen im Westjordanland aufzugeben. Dazu kommen noch ein humanitärer und ein historischer Aspekt. Viele Siedler leben schon in zweiter oder dritter Generation in den Siedlungen. Sie sind ihre Heimat. Manche Städte und Dörfer im Westjordanland waren schon vor der Gründung des Staates Israel 1948 jüdisch besiedelt. Ihre Bewohner wurden von den Arabern vertrieben, und die Orte nach der Eroberung des Gebiets im Sechstagekrieg 1967 wieder besiedelt.
Den meisten Palästinensern ist wohl klar, dass es in einem künftigen Staat israelische Enklaven geben wird. Sie werden allerdings nie akzeptieren, dass diese Enklaven zu einem geschlossenen Gebiet werden, das dann von Israel annektiert wird. Geht es nach den Plänen nationalreligiöser und Siedlerparteien, werden rund 60 Prozent des Westbank-Territoriums israelisches Staatsgebiet. Auch wenn sich Netanjahu nach wie vor zur Zwei-Staaten-Lösung bekennt, leistet er mit seiner bisherigen Politik diesen Plänen Vorschub.
Man kann Israel verstehen, dass es gereizt auf die UN-Resolution reagiert. Die Vereinten Nationen haben das Land - abgesehen vom Teilungsbeschluss 1947 - noch nie fair behandelt. Damals lehnten die Araber eine Aufteilung Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen Staat ab. 1975 setzte die UN-Vollversammlung gar Zionismus mit Rassismus gleich. Im UN-Menschenrechtsrat steht Israel fast bei jeder Tagung am Pranger. Mehr als klassische Unrechtsstaaten. Damit muss man allerdings leben, wenn solche Staaten selbst in diesem Gremium sitzen. Von China, Kuba, Saudi-Arabien, Venezuela oder den Philippinen kann man keine faire Behandlung erwarten.
Der Beschluss des Sicherheitsrats ist allerdings eine berechtigte Kritik. Er hat gezeigt, wie isoliert Israel mit seiner Siedlungspolitik ist. Selbst verbündete Staaten haben sich der Resolution angeschlossen. Frankreich, Großbritannien, Spanien, Uruguay und Neuseeland kann man schwerlich Antisemitismus vorwerfen. In solch einer Situation ist es angebracht, die eigene Politik zu prüfen, anstatt reflexartig um sich zu schlagen.
Einsicht wird es allerdings nicht geben. Dass sich auch in Zukunft nichts im Nahen Osten ändert, dafür hat der künftige US-Präsident gesorgt.
Meinung
Randglossen
Die Korruption während der beiden Kirchnerregierungen nimmt nach jüngsten Ermittlungen von Staatsanwälten und Strafrichtern immer größere Ausmaße an. In der Folge vermehrten sich die Staatsausgaben, mit denen die Korruption finanziert wurden, ebenso die Inflation. Der neu ernannte Schatzminister Nicolás Dujovne, bisher unter anderem wöchentlicher Mitarbeiter der Tageszeitung „La Nación“, ist sich der Finanzmisere des Staates voll bewusst. Von ihm erwartet die skeptische Öffentlichkeit, dass er das Staatsdefizit im Griff bekommt, was abzuwarten bleibt, derweil alle Sprecher privater Gruppen mehr Staatsausgaben fordern und weniger Steuern zahlen wollen. Wird die Korruption ausgemerzt, verschwindet ein Inflationsfaktor, aber es bleiben der demagogisch aufgeblähte Staatsapparat mit fast doppelt so vielen Staatsangestellten wie vor den Kirchners.
Der Mann ist unberechenbar. Donald Trump führt seinen Wahlkampf weiter. Das Staatsmännische, das er sich in der Wahlnacht zugelegt hatte, ist Schnee von gestern. Jetzt twittert er wieder Nonsens. Redet von Wahlbetrug, weil seine Gegnerin Hillary Clinton drei Millionen Stimmen mehr bekommen hat, wirft Noch-Präsident Obama Sabotieren der Amtsübergabe vor, weil dieser in seinen letzten Amtstagen politisch nicht tut, was Trump will. Der künftige Führer der westlichen Welt reagiert auf jede vermeintliche Schmähung wie ein gekränkter Schulbub. Wenn das so weiter geht, kann man nur noch hoffen, dass der Choleriker vor Wut platzt. Dann würde sein Vize Mike Pence Präsident. Der macht zumindest einen gelasseneren Eindruck.
Dem deutschen Landwirtschaftsminister Christian Schmidt (CSU) geht es um die Wurst. Weil er den Schweinebauern helfen will, geht er jetzt gegen irreführende kulinarische Bezeichnungen vor. Es kann ja nicht angehen, dass der Verbraucher mit kulinarischen Begriffen wie „vegane Currywurst“ oder „Soja-Schnitzel“ getäuscht wird. Der Mann hat Langeweile, auf diese Speisenamen fällt kein Schwein rein. Ein geradezu schweinischer Betrug ist dagegen ein deutsches Wiener Schnitzel, denn es stammt weder aus Wien, noch enthält es Kalbfleisch. Schabt man die Panade ab, kommt die Sau raus. Richtiggehender Etikettenschwindel ist der Kölner „Halve Hahn“, denn dabei handelt es sich um ein simples Käsebrot. Auch kryptische Begriffe wie Labskaus, Leipziger Allerlei, Maultaschen oder Gaisburger Marsch gehören überprüft.
Wirtschaft
Alfonso Prat Gay geht – Nicolás Dujovne kommt
Am Montag forderte Präsident Mauricio Macri den Rücktritt seines Ministers für Schatzwesen und Finanzen, Alfonso Prat Gay. Im gleichen Atemzug wurde der bekannte Wirtschafter Nicolás Dujovne zum Schatzminister ernannt, und der bisherige Finanzsekretär Luis Caputo zum Minister für Finanzen gemacht. Die Wirtschaftsführung wurde somit weiter aufgespalten, so dass sich jetzt acht (und eventuell mehr) hohe Beamte mit Wirtschaftspolitik befassen.
Bei diesem Schema ohne Wirtschaftsminister geht diese Funktion, vor allem was Koordinierung, Bestimmung der Richtlinien und Prioritäten betrifft, faktisch auf den Kabinettschef über. Aber Marcos Peña ist dieser Rolle nicht gewachsen. Er ist eher ein Privatsekretär des Präsidenten, und als solcher gewiss sehr effizient. Dabei haben jetzt die beiden Staatssekretäre im Amt des Kabinettschefs, Gustavo Lopetegui und Mario Quintana eine prominentere Stellung bezüglich Wirtschaftspolitik eingenommen. Das hat Macri bestätigt, als er sie unlängst als Ausdruck von ihm selbst bezeichnete. Doch im Grunde ist eben Macri weiter auch Wirtschaftsminister.
Warum Macri entschieden hat, auf Prat Gay zu verzichten, ist nicht klar. War es der Konflikt wegen des überhöhten Defizites, der dem Minister offensichtlich mehr Sorgen bereitete als dem Präsidenten? Oder war es der fehlende Dialog zwischen dem Minister und seinen Kollegen, die auch für Teilaspekte der Wirtschaft zuständig sind. Eventuell wird man mit der Zeit über den tieferen Grund dieses Wechsels auf höchster Regierungsebene wissen.
Nicolás Dujovne ist der Öffentlichkeit in den letzten Jahren durch seine intelligenten und gut fundierten Artikel in der Zeitung „La Nación“, und auch durch seine Auftritte im Fernsehen (mit dem Journalisten Carlos Pagni) bekannt. Man weiss somit ziemlich genau, wie er denkt, und das ist von vorne herein ein Vorteil für ihn und für die Regierung. Bei Prat Gay weiss man bis heute nicht, wie er wirklich denkt, abgesehen davon, dass er ein vernünftiger Wirtschaftler und ein gut ausgebildeter Finanzmann ist. Allein, dass Dujovne wirtschaftlich rationell denkt und gut Bescheid weiss, ist eine Sache, und wie er es dann versteht, Präsident Macri zu beeinflussen und die Wirtschaftspolitik konkret zu gestalten, eine andere. Konkret: dass man Staatsausgaben abbauen muss, um die Staatsquote auf ein tragbares Mass zu verringern, düfte auch Dujovne klar sein. Aber wie er sich eine Politik in diesem Sinn vorstellt, weiss man nicht.
Dujovne (49) hat sein Studium als Ökonom in den Universität Buenos Aires abgeschlossen, und dann noch seine ökonomische Ausbildung in der Universität Di Tella vollendet. 1997 und 1998 war er Chefberater des damaligen Schatzsekretärs Pablo Guidotti (mit Roque Fernandez als Wirtschaftsminister). Er war auch Mitglied des ZB-Direktoriums in Vertretung des Wirtschaftsministeriums. Ab 2001, bis 2011, war er Chefwirtschaftler der Banco Galicia. Danach hat er ein eigenes Beratungsbüro eingerichtet, und ist zunehmend in der Öffentlichkeit aufgetreten. Er ist jetzt zuständig für den Staatshaushalt, das Steuersystem, die AFIP und das INDEC. Wie weit er darüber hinaus bei der Gestaltung der Wirtschaftspolitik wirkt, lässt sich vorerst nicht sagen. Doch auf alle Fälle wird ein Ökonom wie Dujovne, der klare Gedanken hat und die wirtschaftlichen Themen gut erklären kann, allein durch seinen Intellekt grossen Einfluss haben, und dabei könnte er unterschwillig zu einem „primus inter pares“ unter den vielen hohen Beamten werden, die über Teilaspekte der Wirtschaft entscheiden.
Der neue Finanzminister Luis Caputo (51), auch Wirtschafter der nationalen Universität von Buenos Aires, wird weiterhin die gleiche Arbeit vollziehen, die er als Staatssekretär erfüllte. Nur hängt er jetzt nicht mehr von Prat Gay ab, sondern direkt vom Präsidenten. Caputo ist für den erfolgreichen Abschluss der Verhandlung mit den Geierfonds u.a. Holdouts verantwortlich, und das ist keine Kleinigkeit. Er war vorher Leiter der lokalen Filiale der Deutschen Bank, als diese das Einzelhandelsgeschäft in Argentinien aufgab und nur als Grossist tätig war. Vorher war Caputo auch bei J.P.Morgan und der Deutschen Bank in den Mutterhäusern tätig. Er ist ist Vetter des Bauunternehmers Nicolás Caputo, der mit Macri verwandt ist, und auch Partner bei Geschäften des Konzerns war, den Vater Franco Macri kontrolliert.
Wirtschaft
Weisswaschungsrekord: u$s 90 Mrd.
Bevor er sein Amt verliess, hat Alfonso Prat Gay in einer Pressekonferenz, zusammen mit AFIP-Direktor Alberto Abad, auf den Erfolg der Weissswaschung hingewiesen, die im Prinzip am 31. Dezember 2016 abläuft, wobei noch eine zweite Frist bis zum 31. März 2017 besteht, bei der die Steuer allerdings von 10% auf 15% steigt. Der Gesamtwert der legalisierten Aktiven beläuft sich vorläufig auf u$s 90 Mrd., was dem Fiskus zu Einnahmen von $ 82 Mrd.(Umgerechnet ca. u$s 5,5 Mrd.) beigetragen hat. Doch schliesslich dürfte es etwas mehr sein. Der weissgewaschene Betrag bezieht sich zum grossen Teil auf Immobilien und Bankdepositen im Ausland. Es wird angeommen, dass nach und nach das legalisierte Geld in Argentinien eingesetzt wird, und auch, dass Immobilien zu diesem Zweck verkauft werden.
Prat Gay wies darauf hin, dass der weissgewaschene Betrag die u$s 2,59 Mrd. um 35 Mal übersteigt, die unter der letzten Kirchner-Regierung legalisiert wurden. Jene Weisswaschung, die mehrmals verlängert wurde und sich insgesamt 28 Monate in Kraft befand, beschränkte sich auf den Kauf von Staatstiteln genannt CEDIN und BAADE. Der erste war nur für Immobilienkäufe bestimmt, der Erlös des zweiten sollte für Infrastrukturinvestitionen eingesetzt werden. Die Weisswaschung der Macri-Regierung ist hingegen viel umfassender.
Der Betrag der Weisswaschung entspricht laut Prat Gay 17% des Bruttoinlandsproduktes, das hier somit auf u$s 530 Mrd. geschätzt wird. Wenn man von einem niedrigeren BIP ausgeht, wie es das INDEC ermittelt, dann steigt der Prozentsatz auf über 20%. Allein was die jetzt angegebenen Immobilien betrifft, die sich im Ausland befinden, so verdreifachen die den Betrag, den die lokalen Steuerzahler für das Jahr 2015 angegeben hatten. Die Steuereinnahmen, die sich aus der Weisswaschung ergeben, liegen schon nahe bei 1% des BIP, wobei man normalerweise bei Massnahmen dieser Art mit einem halben Prozent rechnet. AFIP-Direktor Abad betonte, dass die Änderung der internationalen Bedingungen zum Erfolg verholfen hätten. In der Tat besteht die absolute Anonymität bei Bankkonten nur noch in bestimmten sogenannten Steuerparadiesen, eventuell in den Seychellen-Inseln, wo Néstor Kirchner ein schwarzes Konto hatte, das Cristina bei einer Zwischenlandung bei einem Flug von Vietnam nach Buenos Aires auf ihren Namen übertrug. In der Vorwoche wurde auch ein Abkommen über Austausch über steuerlich relevante Information mit den USA abgeschlossen, was auch bei der Weisswaschung gewirkt haben dürfte. Abad erklärte, die AFIP habe schon vorher 1.700 Immobilien in den USA aufgedeckt, deren Besitzer in Argentinien wohnhaft sind. 70% hätten auf die Aufforderung der AFIP reagiert und die Immobilien jetzt angegeben.
Das Weisswaschungsgesetz bietet zwei Möglichkeiten, um die Steuer von 10% nicht zu zahlen: der Kauf bestimmter Staatsbonds und der Kauf von Beteiligungen an Anlagefonds, die für produktive Investitionen bestimmt sind. Bei Legalisierung von Immobilien beträgt der Steuersatz 5%. Prat Gay sagte, es seien Staatsbonds auf 7 Jahre für u$s 560 Mio. gezeichnet worden. Dies erklärt, dass die eingenommene Steuer nicht 10% des weissgewaschenen Betrages ausmacht, sondern knapp über 6%.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,90, gegen $ 15,13 eine Woche zuvor. Nachdem der Kurs vorher gefallen war, setzte am Mittwoch eine höhere Nachfrage ein, wobei die ZB nicht intervenierte. Die ZB-Reserven ereichten u$s 39,21 Mrd., gegen u$s 38,19 Mrd. in der Vorwoche, Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.11.17 bei $ 19,23, was einen Jahreszinssatz von 25,7% zum Ausdruck bringt. Der Schwarzkurs (hier als „blue“ bezeichnet) stieg leicht auf $ 16,80.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 0,48% zurück und lag um 41,40% über Ende Dezember 2015.
***
Die argentinischen Staatspapiere verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine Hausse, mit folgenden Veränderungen: Argentina 2019: +0,94%; Argentina 2021: +1,51%; Argentina 2016: +2,68%; Argentina 2046: +3,91%; Bonar 2024: +2,56%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 350 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 340), und bei 24 Karat zu $ 500 ($ 485,74).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Bankkonten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 26.12.16 um 26,60%, und das monetäre Agregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 33,77% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 26.12.16 um 35,85% auf $ 1,67 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 15,48% auf $ 977,18 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 122,58% auf u$s 25,06 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 215,55% auf u$s 9,34 Mrd. zu. Von den gesamten Depositen (in Pesos berechnet) entfielen 19,3% auf Dollar, und von den gesamten Krediten waren es 15,3%.
***
Der Umsatz eines Korbes der meistverkauften Konsumgüter (Nahrungsmittel, Getränke, Kosmetik und Artikel für den Haushalt) lag im November in Mengen um 7,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat die Consulting-Firma CCR (geleitet von Guillermo Oliveto) ermittelt. Die ersten 11 Monate 2016 lagen um 4,6% unter dem Vorjahr.
***
Die Regierung hat bei den Unternehmen, die Gesundheitsdienste bieten („prepagas“) ab Februar 2017 eine Tarifzunahme von 6% genehmigt. Im Ganzen Jahr 2016 sind diese Tarife um 43,5% gestiegen, davon 9% im Februar, 15% im Juni, 5% im Juli und 9% im Oktober.
***
Das Steueramt der Provinz Buenos Aires, ARBA, hat von 31.400 Inhaber von Motorbooten gefordert, die nicht gezahlte Steuer auf diese zu zahlen. Insgesamt handelt es sich um einen Betrag von $ 250 Mio. ARBA hat sich hier auf Daten gestützt, die ihr von der Marinepräfektur übergeben wurden. Anfang 2016 waren nur 18.000 Motorboote eingetragen.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat mit 18 Gewerkschaften des öffentlichen Bereiches eine Gehaltserhöhung von 18% für 2017, in vier Stufen von je 4,5%, vereinbart, aber mit einer Klausel, die eine zusätzliche Zulage für den Fall vorsieht, dass der Index der Konsumentenpreise eine höhere Zunahme aufweist. Diese Zulage gilt für die Beamten der Provinzverwaltung, die Belegschaft der Wasserversorgung, des Pferderennens von La Plata, der Eisenbahnen der Provinz, der Werft von Rio Sanitago, der Wissenschaftler, die sich mit Forschung befassen, der Provinzdruckereien und des provinziellen Strassenbauamtes.
***
Die Produktion von Biodieselöl ist 2016 um 50% auf 2,7 Mio. Tonnen gestiegen, berichtet die zuständige Kammer CARBO. Argentinien liegt hier weltweit an vierter Stelle, nach dem USA, Deutschland und Brasilien. Die ganze Welt verbraucht 2016 ca. 30 Mio. Jato Biodieselöl, und Argentinien hat davon einen Anteil von 9%, 3 Prozentpunkte mehr als 2015. Argentinien war vor einigen Jahren zum ersten Exporteur dieses Produktes aufgestiegen, bis dann im Jahr 2012 die EU, die 90% des Biodieselöls kaufte, einen Dumpingzoll einführte. Dieser Sonderzoll wurde 2016 auf Anweisung der Welthandelsorganisation aufgehoben. Biodieselöl wird auf der Grundlage von Sojaöl erzeugt.
***
Die Weintraubenernte, die im Februar beginnt, wird für 2017 vom Nationalen Weininstitut (INV) auf 20,17 bis 22,34 Mio. Zentner geschätzt, zwischen 17% und 29% über 2016, das als Katastrophenjahr betrachtet wird. Von der Gesamtproduktion entfallen 13,8 bis 15,3 Mio. Zentner auf Mendoza.
***
Die Handelsbilanz wies im November einen Überschuss von u$s 101 Mio. aus, der sich mit einem Defizit von u$s 736 Mio. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. Die Exporte lagen mit u$s 4,82 Mrd. um 20,5% über dem Vorjahr, und die Importe lagen mit u$s 4,77 Mio. um um 0,4% unter dem Vorjahr. Die Zunahme der Exporte ist zu 18,5% auf höhere Mengen und zu 1,5% auf gestiegene Preise zurückzuführen. Der Export von primären Produkten (Landwirtschaft und Bergbau) stieg internauell um 44,3%, der von Brennstoffen und Energie um 40,4%, der von Industrieproddukten auf landwirtschaftlicher Basis (genannt MOA) um 21,4% (was zum grossen Teil auf den gestiegenen Export von Biodieselöl zurückzuführen ist), und der von reinen Industrieprodukten (benannt MOI) stieg um 7,7%.
***
Das Transportministerium hat die Ausschreibung eines Flusshafens auf dem Paraná-Fluss in der Provinz Corrientes eingeleitet, der Mitte 2018 fertig sein soll. Dieser Hafen, in Ita Baté, wird einen Quai von 237 Meter haben. Minister Guillermo Dietrich erklärte, es sei das erste Mal in 21 Jahren, dass der Staat einen neuen Hafen baue. Das letzte Mal handelte es sich um den Hafen Caleta Paula, in Santa Cruz. Seit der Privatisierung des Hafens von Buenos Aires Anfang der 90er Jahre, unter Menem, wurden Hafeninvestitionen auf Privatunternehmen verlegt. Auf diese Weise wurde ganz besonders der Hafen von Buenos Aires vollständig modernisiert, so dass er jetzt mit der besten Technologie ausgestattet ist.
***
Die Gewerkschaft der Speiseölindustrie hat mit den drei Unternehmerverbänden der Branche, CIARA, CIAVEC und CARBIO, die Zustimmung zu einem Sonderbonus von $ 21.500, ohne Sozialabgaben, erhalten, der in zwei Raten gezahlt wird: $ 13.500 in diesem Monat und $ 7.800 im Januar 2017. Arbeiter, die erst im Oktober in diese Industrie eingetreten sind, erhalten $ 6.885. Die Arbeitnehmer der Ölindustrie hatten 2016 eine Lohnerhöhung von 38% erhalten, die den Grundlohn auf $ 19.000 brachte. Es bestand kein Grund für diesen anormal hohen Bonus.
***
Die Belegschaft der U-Bahn der Stadt Buenos Aires erhält zum Jahresende vom Konzessionär Metrovías einen Bonus von $ 5.000, plus einen Vorschuss auf die Erhöhung, die im März verfügt werden soll, von $ 2.700 bis $ 4.000 pro Monat. Diese zusätzlichen Kosten müssen durch Tariferhöhung oder eine höhere Subvention der Stadtverwaltung gezahlt werden, da der Gewinn des Konzessionärs prozentual gering ist und kaum verringert werden kann.
***
Die argentinische Regierung hat mit der nordamerikanischen ein Abkommen über Austausch von Informationen unterzeichnet, die für die Steuerkontrolle relevant sind. Ab 1. Januar 2017 wird die argentinische AFIP von der amerikanschen IRS automatisch eine Liste der argentinischen Steuerzahler erhalten, die in den USA registriert sind, und auch umgekehrt. Ausserdem kann die AFIP von der IRS Beistand erhalten, um einen argentinischen Steuerzahler in den USA zu kontrollieren. Doch in allen Fällen handelt es sich nicht um sogenannte „fishing expeditions“, bei denen Bankkonten u.a. Information allgemein durchkämmt wird, sondern es muss eine Untersuchung geben, die sich konkret auf einen Fall bezieht. Es ist wichtig, dass dieses Abkommen noch in diesem Jahr abgeschlossen wurde, weil es einen weiteren Anreiz darstellt, damit argentinische Steuerpflichtige ihr schwarzes Vermögen in den USA weisswaschen.
***
Das Weltbankschiedsgericht ICSID („International Center for Settlement of Investment Disputes“) hat ein Urteil bei einer Klage der deutschen Firma Hochtief gefällt, das Argentinien zur Zahlung von u$s 13,41 Mio. veruruteilt. Hochtief hatte u$s 157 Mio. gefordert, so dass das Urteil im Wesen günstig für Argentinien war. Es handelt sich um die Beteiligung von Hochtief am Bau und der Betreibung der Brücke über den Paraná-Fluss, von Rosario nach Victoria (in Entre Rios), bei der durch die Pesifizierung und die Einfrierung der Mautgebühren ein Schaden für den Konzessionär entstanden war. Das Gericht hat jedoch auch das argentinische Argument angenommen, dass der Konzessionär die Auflagen des Konzessionsvertrages nicht erfüllt hat.
***
Der New Yorker Richter Thomas Griesa hat eine Klage zurückgewiesen, die drei Inhaber von argentinischen Bonds eingereicht hatten, die sich auch der letzten Umschuldungsrunde nicht angeschlossen hatten. Griesa erklärte in seinem Urteil, dass Argentinen nicht mehr die Klausel „pasri passu“ verletze, und dass die Klagen der Holdouts verjährt seien. Der Richter wies darauf hin, dass Gläubiger, die 99% der gesamten Forderung gegen Argentinien hielten, eines der Angebote der Regierung angenommen hätten. Die Kläger hatten u$s 500 Mio. für Kapital und Zinsen, plus einer Entschädigung gefordert. Mit diesem Urteil kann Argentinien jetzt mit den Gläubigern von einem günstigeren Ausgangspunkt verhandeln, nämlich von einer Restschuld von u$s 250 Mio.
***
Die Regierung hat einer Erhöhung der Benzinpreise von 8% zugestimmt, die zwischen dem 10. und dem 15. Januar eingeführt werden soll. In diesem Jahr betrug die Preiszunahme insgesamt 31%, also leicht unter der allgemeinen Inflation.
***
Präsident Macri hat zwei Gesetze, die der Senat verabschiedet hat, einem Veto unterstellt. Es handelt sich einmal um ein Gesetz, das den sogenannten „professionellen Mindestlohn“ bestimmt, also einen Lohn für jede Kategorie von Arbeit in einem Unternehmen. Ein Artikel in diesem Sinn, den das Gesetz über den Arbeitsvertrag von 1974 enthielt, wurde von der Militärregierung 1996 auf Anweisung von Wirtschaftsminister José A. Martinez de Hoz ausser Kraft gesetzt. In der Tat führt dies nur zu Konflikten und zusätzlichen Lohnerhöhungen, die sonst keine Rechtfertigung haben. Das andere Gesetz, das einem Veto unterstellt wurde, war die Enteignung des Hotels Bauen, das von einer Genosssenschaft von Arbeitnehmern betrieben wurde. Dabei sollte der Staat einen Betrag von umgerechnet u$s 30 Mio. zahlen. Das Hotel war in Konkurs geraten, und dabei konnten die Gläubiger nur befriedigt werden, wohl auch nur zum Teil, wenn das Hotel verkauft würde, aber nicht wenn es der Genossenschaft übergeben würde.
***
In 11 Monaten 2016 wurden 5,4 Mio. Schweine geschlachtet, 8,4% mehr als im Vorjahr, teilt das Landwirtschaftsministerium mit. Die Produktion von Schweinefleisch stieg um 7,32% auf 472.696 Tonnen. Der Konsum von Schweinefleisch lag im November mit 12,47 Kg pro Kopf um 9,63% über dem Vorjahr. In 11 Monaten 2016 wurden 23.987 Tonnen Schweinefleisch importiert, fast alles aus Brasilien, 123% mehr als im Vorjahr. Gleichzeitig wurden 10.485 Tonnen exportiert, 38,6% mehr als im Vorjahr.
***
Die ZB hat durch Mitteilung A-6128 den Prozentsatz, den die Banken in Dollar halten könnten, von 20% auf 25% des Portefeuilles erhöht. Dies wurde wegen der Weisswaschung notwendig.
***
Der landesweite Stromkonsum lag im November mit 10.125,7 Gigawattstunden um 0,9% unter dem Vorjahr, berichtet die Stiftung Fundelec. Die Abnahme trat ein, obwohl die Durchschnittstemperatur in diesem Jahr höher war. Vom Gesamtkonsum entfällt 39% auf Haushalte, 30% auf Handel, Dienstleistungen und die Staatsverwaltung, und 31% auf Industrie und Kaftwerke.
***
Der EMAE-Index des INDEC, der eine grobe Berechnung der Entwicklung der Wirtschaft auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten darstellt, ergibt für Oktober 2016 eine interanuelle Abnahme von 4,7% und liegt auch 3,2% unter Dezember 2015.
***
Das statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat für das 3. Quartal 2016 für den Bereich der Stadt eine interanuelle Abnahme der wirtschaftlichen Tâtigkeit von 5% ermittelt. Die ersten 9 Monaten 2016 lagen um 3,2% unter dem Vorjahr.
***
Die Regierung hat das Gesetz über die Reform der Gewinnsteuer mit Nr. 27.346 verkündet, so dass es am 1.1.17 in Kraft tritt. Dennoch fehlen in vielen Aspekten die Ausführungsbestimmungen der AFIP.
***
Die Höchstgrenze des Umsatzes, bei dem die Einheitssteuer gestattet ist, wurde bei Dienstleistungen von $ 400.000 auf $ 700.000 und bei Sachgütern von $ 600.000 auf $ 1,05 Mio. jährlich erhöht. Der Betrag der Einheitssteuer wird um 75% erhöht, und der Beitrag zum Pensionierungssystem für die niedrigste Kategorie von $ 157 auf $ 300. Die höheren Kategorien liegen jeweils um 10% über der vorangehenden Stufe. Diejenigen, die von der AFIP von der Einheitssteuer ausgeschlossen wurden, weil sie die Höchstgrenzen übertreten hatten, können jetzt wieder den Einschluss beantragen, sofern sie sich innerhalb der neuen Höchstgrenzen befinden.
***
Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag hat die ZB für 35 Tage den Zinssatz von 24,75% unverändert gelassen. Für längere Fristen sinkt der Satz bis auf 22,97% bei 266 Tage. Die Offerten erreichten $ 86.87 Mrd., die fast alle angenommen wurden. Da gleichzeitig bestehende Lebac für $ 102,93 Mrd. verfielen, ergab sich eine Verringerung des Bestandes von $ 16,08 Mrd. Vom Gesamtbetrag der Lebac entfielen $ 70,65 Mrd. auf 35 Tage, $ 6,98 Mrd. auf 49 Tage, $ 5,44 Mrd. auf 77 Tage, $ 2,73 Mrd. auf 140 Tage, $ 70 Mio. auf 203 Tage und $ 972 Mio. auf 266 Tage. Der Bestand wird immer kurzfristiger.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (“Estimador mensual industrial”), verzeichnet im November einen interanuellen Rückgang von 4,1%. Die interanuelle Abnahme ist geringer als in den Vormonaten: Oktober schloss mit -8%, September mit -7,3%, August mit -5,7%, Juli mit -7,9% und Juni mit -6,4%. Die ersten 11 Monate 2016 lagen um 4,9% unter dem Vorjahr. Der interanuelle November-Rückgang war besonders betont bei der Textilindustrie (-27,7%), aber ebenfalls hoch bei Druckereien (-12%), Tabakprodukten (-10,4%) und Stahl und Aluminium (-9,5%). Hingegen war der Rückgang gering bei Papier und Pappe (-2,6%), Erdölraffinerien (-1,7%) und Kautschuk und Kunststoffe (-1,3%). Zunahmen gab es bei Nahrungsmitteln (+3,9%), Kfz (+1,5%) und Chemie (+0,4%)
***
Der Index der Bauwirtschaft des INDEC verzeichnet im November einen interanuellen Rückgang von 9,4%, und in 11 Monaten einen von 13,1%. Bei den einzelnen Baumaterialien verzeichnet Asphalt im November eine interanuelle Zunahme von 55,1%. Zement stieg um 1,8%, und bei den anderen Produkten setzten starke Abnahmen ein: Toilettenausstattungen und Keramik mit -22,4%, Rundeisen mit -20,8%, Fussböden und Kramikbekleidungen mit -20,4%, Ziegelsteine mit -18,2%, Glas mit -16,5%, nahtlose Stahlröhren mit -15,5%, Farben mit -7,8% und Gipsplatten mit –7,1%.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die brasilianische Zentralbank hat den Rückgang des Bruttoinlandsprodukts für 2016 auf 3,4% geschätzt, knapp weniger als bei der vorangehenden Schätzung. Schon 2015 war das BIP um 3,8% zurückgegangen, so dass es in zwei Jahren minus 7,1% sind. Ebenfalls rechnet die ZB für 2019 mit einer Inflation von 4,4%, nach 6,5% in diesem Jahr und 10,67% 2015.
***
Brasiliens Präsident Michel Temer hat sein Projekt über Reform der Arbeitsgesetzgebung vorgelegt, mit er die Arbeitslosigkeit abbauen will, die 12 Mio. Menschen umfasst. Ein wichtiger Aspekt des Gesetzesprojektes ist im Artikel enthalten, der bestimmt, dass Vereinbarungen, die bei einem Gesamtarbeitsvertrag zwischen Unternehmern und Gewerkschaften getroffen wurden, auch dann rechtsgültig sind, wenn der allgemeinen Arbeitsgesetzgebung widersprechen. Das erlaubt die Einführung flexiblerer Normen, mit denen eventuell zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Dennoch dürfen Sicherheitsnormen nicht geändert werden. Das Projekt sieht auch die Möglichkeit vor, die Ferien aufzuteilen. In bestimmten Fällen ist auch die Möglichkeit einer Gewinnbeteiligung vorgesehen. Zeitlich begrenze Arbeitsverträge ohne Soziallasten sollen für 120 Tage möglich sein, statt der bisheringen 90 Tage. Temer erklärte, das Projekt zähle mit der Zustimmung von Unternehmern und Gewerkschaftern.
***
Der Korruptionsskandal um den brasilianischen Großkonzern Odebrecht und seine Petrochemie-Tochter Braskem zieht in Lateinamerika Kreise. Argentinien, Venezuela, Peru und Kolumbien kündigten am Donnerstag Ermittlungen zur Identifizierung mutmaßlicher Schmiergeldempfänger an. Nach Informationen des US-Justizministeriums hatten Odebrecht und Braskem auf der ganzen Welt Behördenmitarbeiter geschmiert, um Regierungsaufträge zu erhalten. Der brasilianische Konzern und seine Tochter müssen deswegen mindestens u$s 3,5 Mrd. Strafe zahlen. Odebrecht und Braskem bekannten sich schuldig. Andere Staaten wollten zunächst weitere Informationen aus Washington abwarten. Die Regierung in Ecuador erklärte, sie hätten derzeit keine Verträge mit Odebrecht, könnten aber nicht ausschließen, dass es Zahlungen gegeben habe. Odebrecht hat rund 181 000 Mitarbeiter und ist in 23 Ländern tätig. (dpa)
***
Brasilien wies im November mit 38,36 Mrd. Real, umgerechnet u$s 11,6 Mrd., das höchste primäre Defizit für diesen Monat in 19 Jahren aus. Dennoch hält die Regierung an einem primären Defizit für ganz 2015 von 163,9 Mrd. Real (ungerechnet ca. u$s 50 Mrd.) fest.
***
Geschäftsnachrichten
Mastellone Hnos.
Dieses führende Unternehmen der Milchindustrie (Marke „La Serenísima“) geht schrittweise auf neue Eigentümer über. Die Firma Arcor hat beschlossen, die Option für den Kauf zusätzlicher Aktien von Mastellone auszuüben. Als Käufer tritt auch Bagley auf, die zu 51% Arcor und zu 49% der französischen Danone gehört. Mit einem Beitrag von u$s 35 Mio. steigt der Anteil am Kapital von Arcor und Danone von 20% auf 33,5%. Im Dezember 2015, knapp ein Jahr nach dem Tod des Firmengründers Pascual Mastellone, wurde ein Prozess zum Verkauf des Unternehmens eingeleitet, der in 10 Jahren ohne Beteiligung der Gründerfamilie enden könnte. Der letzte Aktienkauf muss noch von den Behörden genehmigt werden.
Wirtschaftsübersicht
Die Lehren aus einem wirtschaftlich verlorenen Jahr
Rein wirtschaftlich gesehen, kann man über das abgelaufene Jahr 2016 kein positives Urteil abgeben. Auf anderen Gebieten war die Regierung hingegen erfolgreich, so besonders bei der Aufdeckung und Ausmerzung der systematischen Kirchner-Korruption und der Bekämpfung des Drogenhandels. Ebenfalls darf man die Bedeutung der Aufnahme zivilisierter Beziehung mit der grossen Welt, sowie der Wiederherstellung der Wahrheit der öffentlichen Statistiken und der Einführung eines politischen Dialogs nicht unterschätzen. Das Kirchner-Diktat, mit einem Parlament, das einfach zustimmte, alles begleitet von einer enormen Regierungspropaganda und totaler Diskriminierung kritischer Medien, hat aufgehört.
Der Übergang auf ein echt republikanisches System war gewiss nicht einfach und stellt die Regierung vor Herausforderungen, die es unter den Kirchners nicht gab. Die Gestaltung der Wirtschaftspolitik ist dabei schwieriger geworden, was in einer Zeit, in der harte Massnahmen notwendig sind, an erster Stelle ein drastischer Abbau der stark überhöhten Zahl der Staatsangestellten, besonders schwerwiegend wirkt. Dies erfordert auch bei der Regierungsmannschaft ein klares Gesamtkonzept und die Fähigkeit, es überzeugend zu erklären. Und das hat gefehlt.
Macri ist kein Ökonom, und hat auch keinen Wirtschaftsberater von Format, der ihn über die Grundzüge seiner Wirtschaftspolitik, die Widersprüche, die ständig unter seinen Mitarbeitern auftauchen, und die einzelnen Probleme, die nach und nach aufkommen, fachmässig aufklärt. Er hat auch dem jetzt zurückgetretenen Finanzminister Alfonso Prat Gay nicht erlaubt, als „primus inter pares“ aufzutreten, dabei sozusagen die Rolle des Wirtschaftsministers zu übernehmen, und die wirtschaftlichen Grundkonzepte zu erklären. Es gab viele „Wirtschaftsminister“, und im Grunde gar keinen. Man kann nicht einfach “Antikirchnerismus” betreiben, oder, noch schlimmer, den Eindruck erwecken, dass man Kirchnerismus ohne Korruption und Irrationalität betreibt. Es geht gewiss um viel mehr als das.
2016 setzte eine Rezession ein, die eventuell im September und Oktober ihren Tiefpunkt erreicht hat. Einige Zeichen deuten in diesem Sinn. Für das ganze Jahr wird mit einem Rückgang des BIP von ca. 2,8% gerechnet. Gleichzeitig stieg die Inflation, gemessen an der Entwicklung der Konsumentenpreise, auf über 40%, gelegentlich sogar über 45%, also auf alle Fälle um mehr als 10 Prozentpunkte gegenüber der letzten Periode von CFK. Die Inflation ist erst zurückgegangen, als die Rezession voll einsetzte. Dabei nahm auch die Arbeitslosigkeit zu, allerdings nicht so stark wie erwartet. Und selbstverständlich gab es dabei viel soziale Aufruhr, mit Massenkundgebungen und Strassensperren.
Präsident Mauricio Macri war bestimmt überzeugt, als er für das 2. Halbjahr 2016 eine Konjunkturwende zum Guten voraussagte. In der Tat wäre dies logisch gewesen, nachdem kein besonderer Grund für eine Vertiefung der Rezession vorhanden war, wie sie effektiv stattgefunden hat.
In diesem Zusammenhang kam dann das Thema der “schweren Erbschaft” auf, die CFK hinterlassen hat, die eben nicht kurzfristig überwunden werden konnte, wobei kritisiert wird, dass Macri dies nicht am ersten Tag in Einzelheiten bekanntgegeben hat. Doch zum ersten war die Megakorruption und das grosse Schlamassel, dass die Kirchners hinterlassen hatten, nur in grossen Zügen bekannt. Die Aufdeckung der Einzelheiten hat einige Zeit in Anspruch genommen. Und zum zweiten ist das Thema grundsätzlich nur politisch aufgegriffen worden. Eine Sache ist, wer die Verantwortung für die Krise trägt, und eine andere, wie man sie überwindet.
Es hat einige Zeit gedauert, bis sich die Macri-Regierung der Eigenart der geerbten Lage voll bewusst wurde, und es gab auch keine klare Vorstellung über die Massnahmen zur Überwindung der Lage. Der überhöhte Beamtenstab wurde nur zum geringsten Teil abgebaut, und es gab auch keine Einfrierung freiwerdender Stellen. Das überhöhte Defizit der Staatsfinanzen wurde durch weitere Ausgaben und Steuerverringerungen weiter erhöht. Die Regierung ist hier in die entgegengesetzte Richtung gegangen, als die, die notwendig war. Erst in den letzten Wochen hat Macri seinen hohen Beamten die Anweisung erteilt, unnötige Ausgaben auszumerzen, und besonders die Verdoppelung von Funktionen abzuschaffen, die es im öffenttlichen Bereich gibt. Der Modernisierungsminister, Andrés Ibarra, der diese Arbeit hätte bewältigen müssen, ist offensichtlich bisher nicht sehr weit gekommen.
Grundsätzlich hat die Macri-Regierung zwei Fehler begangen, die zur Vertiefung der Rezession beigetragen haben. Einmal wurden alle öffentlichen Investitionen stillgelegt, statt einige zu wählen, die in Ordnung waren, vor allem wenn sie mit internationaler Finanzierung zählten, und sie intensiv weiterzuführen. Die Folgen dieses grossen Fehlers kommen in den BIP-Zahlen für das 3. Quartal 2016 deutlich zum Ausdruck, die wir weiter unten untersuchen. Und zum zweiten hätte die Regierung eine Höchstgrenze für Lohnerhöhungen festsetzten müssen, und im öffentlichen Bereich von vorne herein eine sehr niedrige Zulage bestimmen müssen. Das hätte die Inflationserwartungen der Unternehmer gedämpft und sie dazu geführt, von überhöhten Preiserhöhungen Abstand zu nehmen. Denn die Unternehmen müssen schliesslich durch Preise vorher das hereinbringen, was sie durch Lohnerhöhungen nachher ausgeben. Was schliesslich durch die Rezession erreicht wurde, nämlich dass dabei Druck auf die Preise entsteht, wie es in den Textbüchern über Wirtschaftswissenschaft steht, hätte durch Regierungsdiktat geschehen sollen, eventuell im Rahmen einer Notstandserklärung, so dass die Preise weniger stiegen und die Rezession vermieden oder zumindest gemildert würde. Nebenbei bemerkt: Macri sollte sich ein Beispiel am brasilianischen Präsidenten Michel Temer nehmen, der jetzt eine Reform der Arbeitsgesetzgebung in Gang gesetzt hat, die beschäftigungsorientiert ist, nachdem er vorher schon erreicht hatte, dass die Staatsausgaben in konstanten Werten durch Verfassungsänderung für zwanzig Jahre eingefroren wurden. Chapeau!
Des Weiteren war es unvermeidlich, dass die restriktive Geldpolitik, mit anormal hohen Lebac-Zinsen und einer monetären Expansion, die weit unter der Preiszunahme liegt, eine rezessive Wirkung haben würde. Auch das steht in den Lehrbüchern. Die Geldschöpfung hätte höher sein müssen, aber bei gleichzeitiger Zunahme der ZB-Reserven, was beim Einsatz von Auslandskrediten für öffentliche Investitionen geschehen wäre. Niemand spekuliert gegen eine ZB mit hohen Reserven. Der Geldüberhang wäre unter diesen Umständen im Land angelegt worden. In diesem Sinn hätte auch der Bereich der internen Dollarkredite erweitert werden sollen, nachdem die Sparer zunehmend in Dollar sparen und bereit sind, diese zur Bank zu bringen, wie es die monetäre Statistik zeigt, die wir jede Woche veröffentlichen. Bei der monetären Politik hat ein Grundkonzept gefehlt, nämlich die Erkenntnis, dass der Dollar in Argentinien eine Zweitwährung ist, und zwar, weil es die Gesellschaft so bestimmt hat. Und das muss auch in den ZB-Normen anerkannt werden, wie es in den 90er Jahren unter Menem und Cavallo der Fall war. Dass die Pesokredite weit unter der Inflationsrate zunehmen, wirkt rezessiv. Dies muss eben durch Dollarkredite ausgeglichen werden, für die immer noch Depositen im Überfluss vorhanden sind.
Allgemein bestehen gute Aussichten für eine bessere Konjunktur im Jahr 2017. Konkret fusst diese Erwartung an erster Stelle auf der Aufnahme zahlreicher öffentlicher Bauten, an erster Stelle kleinere Objekte in den Gemeinden, u.a. Investitionen. Ebenfalls wird eine Rekordernte von Getreide und Ölsaat von über 120 Mio. Tonnen erwartet, über 20% mehr als 2016, was mehr Exporte und allgemein mehr Investitionen und mehr Konsum schafft. Der Rinderbestand hat dieses Jahr zugenommen und es besteht die Aussicht auf ein höheres Rindfleischangebot für 2017, mit mehr Schlachtungen und einem höheren Durchschnitssgewicht. Dann kommt noch die Wirkung der technologischen Revolution zum Ausdruck, die unaufhaltsam weitergeht und Effizienzfortschritte auf breiter Ebene schafft, die schliesslich konjunkturfördernd wirken. Auch sonst wirken Effizienzfortschritte bei den Unternehmen, die als Reaktion auf die Krise getroffen werden.
Schliesslich wirkt auch die niedrigere Inflationserwartung konjunkturfördernd, die in letzter Zeit eingetreten ist. Man muss jetzt vermeiden, dass diese Erwartungen durch eine weitere Zunahme des untragbar hohen Defizites der Staatskasse und überhöhte Lohnforderungen und Sonderzahlungen, wie bei der Speiseölindustrie, zunicht gemacht werden. Es bestehen gewiss noch zahlreiche Einzelaspekte, auf die sich der Konjunkturoptimismus gründet, wobei allein die positive Erwartung schon zu Entscheidungen von Unternehmern führt, die sich auf die Konjunktur auswirken. Dies stellt dann eine selbsterfüllte Prophezeiung dar.
Dennoch sollte sich die Regierung nicht vom Gedanken verführen lassen, dass die Wende zum Guten von selbst kommt. Dieser Fehler sollte nicht zum zweiten Mal begangen werden. Macri und seine Mitarbeiter müssen sich intensiv um alles kümmern, was mit der Konjunktur und der Überwindung von Engpässen und strukturellen Mängeln zu tun hat. Und das erfordert viel Arbeit und eine klare Erkenntnis der grundsätzlichen wirtschaftlichen Zusammenhänge, die oft fehlt, obwohl dies bei so gut ausgebildeten und erfahrenen Ökonomen, wie sie diese Regierung in führenden Positionen hat, nicht sein sollte.
Wirtschaftsübersicht
Ein schlechtes 3. Quartal 2016 und die tiefere Ursache
Das statistische Amt hat in der Vorwoche die Zahlen über das Bruttoinlandsprodukt (BIP) für das 3. Quartal 2016 bekanntgegeben. Mit einem interanuellen Rückgang von 3,8% zeigt diese Statistik, dass die Rezession auf einem tiefen Niveau verharrt, wobei das BIP in 9 Monaten 2016 um 2,4% unter dem Vorjahr liegt. Während das BIP im 1. Quartal eine interanuelle Zunahme von 0,6% verzeichnet, trat im 2. Quartal ein Rückgang von 3,7% ein, und im 3. Quartal einer von 3,8%. Statt der erwarteten Erholung, hat sich die Rezession vertieft.
Die einzelnen Bereiche entwickelten sich im 3. Quartal wie folgt:
Privater Konsum:.............................-3,1%
Staatlicher Konsum:.............................+1,9%
Export.............................-2,5%
Import.............................-0,6%
Investitionen.............................-8,3%
Aus diesen Zahlen ergibt sich, dass die Rezession vorwiegend durch den starken Rückgang der Investitionen verursacht wurde. Was hier zum Ausdruck kommt, ist die allgemeine Unterbrechung der Staatsinvestitionen, die Macri im Dezember 2015 verfügt hat. Gewiss mussten die Investitionen geprüft werden, wobei hier phänomenale Überpreise in Erscheinung traten, die z.B. bei Strassen etwa ein Drittel des Preises ausmachten (50% von unten nach oben berechnet!), wie es der Verwalter des Strassenbauamtes „Vialidad Nacional“, Javier Iguacel, ermittelt hat. Ebenfalls mussten die einzelnen Objekte geprüft werden, wobei viele Planungsfehler aufgedeckt wurden. So wurde z.B. das Projekt der Wasserkraftwerke in Santa Cruz neu formuliert, und dabei verbessert und auch verbilligt.
Dennoch hätten bei einer oberflächlichen Prüfung bestimmte Projekte sofort genehmigt und durchgeführt werden können, wie das Wasserkraftwerk Chihuidos, in Neuquén, das auch zu 85% von einer russischen Bank finanziert wurde. Diese Gelegenheit wurde verpasst, so dass die Bank jetzt nur noch 30% finanzieren will. Bei Kraftwerken ergibt eine oberflächliche Prüfung, auf Grund der Investitionskosten pro KW und der Kosten der KWSt., ob sie in Ordnung sind oder nicht. Ebenfalls hätte man die Gruppe der 8 ehemaligen Staatssekretäre für Energie befragen können, die seit über einem Jahrzehnt auf diesem Gebiet zusammenarbeiten und gut Bescheid wissen. Mehrere andere Objekte hätten auch sofort in Angriff genommen werden können, da sie mit einer Finanzierung der Weltbank oder der Interamerikanischen Entwicklungsbank zählten oder mit ziemlicher Sicherheit zählen wurden, sofern sich die zuständigen Beamten darum gekümmert hätten. Hätte die Regierung so gehandelt, wie wir es schon im Dezember empfohlen haben, dann wäre die Rezession im 3. Quartal entweder schon überwunden, oder viel geringer gewesen. Denn bei einem höheren Investitionsrhythmus nimmt auch die Beschäftigung und der Konsum allgemein zu. Es ist auffallend, dass offensichtlich niemand in der oberen Regierungsstruktur das Problem der staatlichen Investitionen begriffen hat. Die Regierung hätte eine Expertengruppe ernennen sollen, die sich sofort mit der Prüfung der Staatsinvestitionen befasst, sowohl derjenigen, die sich schon in Gang befanden, wie der unmittelbar vorgesehenen, so dass dann einige Objekte weitergeführt oder sofort in Angriff genommen werden, und andere vertagt, von Grund auf überprüft oder sogar gestrichen werden. Und bei den ausgewählten Investitionsobjekten hätte dann der Baurhythmus beschleunigt werden müssen, um die Wirkung der stillgelegten Objekte auszugleichen, wobei sie dies auch real verbilligt hätte. Macri und seine Mitarbeiter waren sich eben nicht der Tatsache bewusst, dass eine totale Unterbrechnung öffentlicher Arbeiten bei einem Regierungswechsel vermieden werden musste. Hier hat die Macri-Regierung ihren grössten Fehler begangen, der jetzt politisch einen hohen Preis für sie hat.
Dass der Staatskonsum, der den laufenden Staatsausgaben entspricht, im 3. Quartal um 1,9% über dem Vorjahr lag, ist erstaunlich. Denn das bedeutet, dass es gesamthaft überhaupt keinen Fortschritt bei der Abschaffung unnötiger Staatsausgaben gab. Dass der Staat gesamthaft weniger gekostet hat als im Vorjahr, ist ausschliesslich auf geringere Investitionen zurückzuführen. Und gerade das hätte nicht sein sollen. Ist sich Macri bewusst, dass er einen grossen Fehler begangen hat? Hat er die richtige Schlussfolgerung daraus gezogen? Wir bezweifeln es. Denn immer noch wird bei öffentlichen Investitionen improvisiert, und immer noch gibt es keine eingehenden Projektstudien, keine Festsetzung von Prioritäten und keine finanzielle Planung der einzelnen Objekte, so dass sie schnell und billig durchgeführt werden, ohne die Last der sogenannten unproduktiven Kosten und ohne unnötige Zinskosten. Bei einer so stark erweiterten Staatsstruktur, wie sie diese Regierung geerbt hat, ist es einfach unbegreiflich, dass sich niemand mit der Gesamtplanung der Staatsinvestitionen befasst und dabei rationelle Kriterien durchsetzt. Bei einem Präsidenten, der sich in seiner privaten Tätigkeit mit öffentlichen Bauten befasst hat, ist dies noch unbegreiflicher.
Wirtschaftsübersicht
Das gesamte “echte” Staatsdefizit gelangt 2016 auf 8% des BIP
Die Finanzen des Nationalstaates weisen im November ein primäres Defizit (ohne aktive und passive Zinsen, und ohne finanzielle Zuwendungen der ZB und der ANSeS) von $ 14,06 Mrd. aus, $ 8,48 Mrd. oder 37,62% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Dies ergibt sich aus primären Einnahmen von $ 49,95 Mrd., 49,4% über dem Vorjahr, und primären Ausgaben von $ 39,47 Mrd., 33% über dem Vorjahr. Hier hat sich die Steuer auf Weisswaschung schwarzer Vermögen schon teilweise ausgewirkt. Das ist jedoch ein ausserordentlicher Umstand, der auch im Dezember 2016 wirkt, jedoch danach kaum noch.
In 11 Monaten 2016 lag das primäre Defizit mit $ 300,08 Mrd., um $ 108,35 Mrd. gleich 51,56% über dem Vorjahr. Das Finanzministerium weist darauf hin, dass für ganz 2016 ein primäres Defizit von 4,8% des BIP vorgesehen ist, das $ 378 Mrd. entspricht, von dem jetzt 79% aufgebraucht sind. Das BIP wird hier mit $ 6,25 Bio. angegeben, was leicht über u$s 400 Mrd. entspricht.
Das echte Defizit, als “finanziell” benannt, bei dem Zinsen auf die Staatsschuld und auch die Zuwendungen aus dem Gewinn der ZB und dem Sonderfonds der ANSeS berücksichtigt werden, lag im November mit $ 19,58 Mrd. um $ 9,21 Mrd., gleich 88,8%, über dem Vorjahr. Die Zinslast ist stark gestiegen, u.a. weil vorher bestehende Schulden an Holdouts anerkannt wurden. Wenn man dies berücksichtigt, und diese Zinsen schon im Vorjahr bucht, zumindest als Reserve, dann besteht bei diesem Posten keine Zunahme, und dann ist auch die Erhöhung des finanziellen Defizites viel geringer. Aber dies ändert nichts an der Zahl für 2016.
In 11 Monaten 2016 lag dieses “echte” Defizit mit $ 281,32 Mrd. um 68,93% über dem Vorjahr. Die Zinslast ist in 11 Monaten 2016 um 62,6% gestiegen, was zum Teil durch eine Zunahme der Zuwendungen der ZB von 40,3% und des ANSeS-Fonds von 51,5% ausgeglichen wurde. In beiden Fällen handelt es sich um “kreative Buchhaltung”. Denn der ZB-Gewinn ist nicht echt, sondern nur ein inflationärer Buchgewinn, der sich dank Abwertung bei der Buchung der Reserven in Pesos ergibt. Ohne diesen Buchgewinn weist die ZB-Bilanz einen Verlust auf, besonders wegen der hohen Zinsen auf den stark gestiegenen Lebac-Bestand. Was den Gewinn des ANSeS-Fonds betrifft, so ist er für die Rentner bestimmt, also u.a. für die Zahlung der geschuldeten Pensionen, und nicht für das Schatzamt.
Das “echte” Defizit ist in Wirklichkeit somit viel höher und beträgt mit Zinsen und ohne Zuwendungen der ZB und der ANSeS in 11 Monaten 2016 $ 456,29 Mrd., was hochgerechnet auf ganz 2016 $ 497,77 Mrd. ergibt, und bezogen auf das oben angegebene BIP fast 8% ausmacht. Das ist etwa das richtige “echte” Defizit, das für dieses Jahr zu erwarten ist. Und dann müsste man noch den “echten” Verlust der ZB hinzuzählen, der bei richtiger Buchung der Reserven und Berücksichtigung des hohen Zinsbetrages auf Lebac-Wechsel entsteht. Dieses früher als “quasifiskalisch” bezeichente Defizit wird heute unter den Teppich gefegt.
Dieses Defizit ist erfahrungsgemäss auf Dauer unhaltbar, auch wenn es zum Teil durch Kredite finanziert wird. Dabei ziehen sich gelegentlich auch die Kreditgeber zurück, weil sie bei einem Land mit einem Defizit der Staatsfinanzen von 8% (und eigentlich mehr) des BIP ein böses Ende vorwegnehmen, und dabei nicht erwischt werden wollen. Ebenfalls ist hier die Erinnerung an den Default von 2002 und die Umschuldung mit einem Schnitt von zunächst 70% noch in frischer Erinnerung. Das Defizit, und zwar das richtige, echte, finanzielle oder wie man es nennen will, sollte 2017 nicht über 6% des BIP liegen, mit der klaren Aussicht, dass es in den folgenden Jahren auf 3% und weniger zurückgeht. Doch vorläufig sind die Anzeichen in diesem Sinn eher schwach.